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Wales und Warschau 
Verteidigungspolitische Herausforderungen der Rückversicherung gegen Russland 
Rainer L. Glatz / Martin Zapfe 
Die von der Nato 2014 auf ihrem Gipfel in Wales beschlossenen Maßnahmen erhöhen 
die Einsatzbereitschaft der Allianz deutlich – letztlich reichen sie jedoch nicht aus, um 
die Sicherheit aller Bündnispartner gegenüber Russland glaubhaft zu garantieren. 
Somit steht das Bündnis vor dem nächsten Gipfel in Warschau im Juli 2016 vor schwie-
rigen Debatten: Die Mitgliedstaaten werden die Einsatzfähigkeit ihrer nationalen 
Armeen verbessern müssen, was nicht umsonst zu haben sein wird. Die Frage der Rolle 
von Nuklearwaffen in der Verteidigung der Allianz wird nicht dauerhaft umschifft 
werden können. Und schließlich: Jede glaubwürdige Rückversicherung des Baltikums 
würde wohl nicht im Rahmen der Nato-Russland-Grundakte zu erreichen sein. Vorüber-
gehend sind Kompromisse denkbar, so etwa in Form der Errichtung einer hinreichend 
funktionsfähigen Infrastruktur zur umfassenden Vorausstationierung von Material. 
Sollte sich das Verhältnis zu Russland jedoch nicht grundlegend verbessern, scheinen 
langfristig weitergehende Schritte nötig. 
 
Durch die völkerrechtswidrige Annexion 
der Krim und seine fortlaufende Unterstüt-
zung der Separatisten in der Ost-Ukraine 
hat Russland die Grundlage der europäi-
schen Friedensordnung insgesamt in Frage 
gestellt. Das Handeln Moskaus verletzt ein-
deutig die Prinzipien der KSZE-Schlussakte 
von 1975, die mit der Charta von Paris von 
1990 noch einmal bekräftigt worden sind – 
vor allem jenes der Unverletzlichkeit der 
Grenzen. Die Nato hat auf diese neue Situa-
tion mit ihren Beschlüssen auf dem Gipfel 
von Wales im September 2014 und auf dem 
Treffen der Verteidigungsminister im Juni 
2015 reagiert. Alle diese Entscheidungen 
sind merklich gegen ein offenbar zuneh-
mend »revanchistisch« auftretendes Russ-
land gerichtet und sollen die Entschlossen-
heit der Allianz verdeutlichen. 
Seit dem Gipfel von Wales sind inner-
halb der Allianz vermehrt Rufe nach einer 
Politik gegenüber Russland laut geworden, 
die dem oftmals zitierten Dualismus des 
sogenannten Harmel-Berichts von 1967 
folgen soll – Abschreckung durch militäri-
sche Stärke und Entspannung durch poli-
tischen Dialog. Langfristig ist die momen-




Russland ohne Frage zum Schaden aller 
Beteiligten. Wollten die Nato-Staaten je-
doch der Logik des Harmel-Berichts folgen, 
dann müsste eine solche Strategie auf einer 
nüchternen Beurteilung der militärpoliti-
schen Lage aufbauen. 
Komplexe Bedrohungsszenarien 
Die Ukraine-Krise hat sich längst zu einer 
grundsätzlichen, tiefgehenden Vertrauens-
krise zwischen dem Westen und Russland 
entwickelt. Dabei hat vor allem die An-
nexion der Krim bei vielen Mitgliedstaaten 
der Nato und der EU, aber auch darüber 
hinaus zu der Einschätzung geführt, dass 
Russland mit den Methoden der nicht-linea-
ren oder »hybriden« Kriegsführung ver-
suchen könnte, nicht nur die Ukraine zu 
destabilisieren, sondern auch einen Keil 
zwischen die westlichen Bündnispartner zu 
treiben, indem es strukturelle Unsicherheit 
schürt und Bündnisgarantien unterminiert. 
Letztlich besteht mit einem solchen Vor-
gehen die Gefahr, dass die Trennlinie zwi-
schen Friedens- und Kriegszustand bewusst 
und nachhaltig verwischt wird. 
Im Kern rücken unter den Vorzeichen 
»hybrider« Bedrohungen zwei altbekannte 
Szenarien mit neuer Dringlichkeit in den 
Fokus der Nato-Verteidigungsplanung. 
Erstens befürchtet die Allianz, dass Russ-
land versuchen könnte, unterhalb der 
Schwelle des Bündnisfalls und der offenen 
Aggression Mitgliedstaaten der Nato sukzes-
sive zu destabilisieren, ihre internen poli-
tischen Prozesse zu beeinflussen und somit 
die Bündnisgarantie der Allianz letztlich 
irrelevant zu machen. Zweitens ist die Be-
sorgnis gewachsen, Russland könne ver-
leitet sein, sich Teile des Bündnisgebiets 
nachgerade im Handstreich einzuverleiben 
und die Nato auf diese Weise vor ein Fait 
accompli zu stellen, bevor sie reagieren 
kann. Beide Szenarien haben aus drei Grün-
den vor allem für die baltischen Staaten 
Relevanz: Erstens überschneidet sich nur 
hier das Territorium der ehemaligen Sowjet-
union und das der heutigen Nato; zweitens 
gibt es insbesondere in Estland und Lett-
land angesichts großer russischsprachiger 
Bevölkerungsgruppen beträchtliche Sorgen 
vor interner Instabilität; und drittens liegt 
das Baltikum geografisch exponiert an der 
Flanke des Bündnisses. 
Die Entscheidungen von Wales 
Vor diesem Hintergrund erschließt sich die 
Logik der in Wales beschlossenen Maß-
nahmen. Die Mitgliedstaaten einigten sich 
vor allem auf den Aufbau der sogenannten 
»Nato-Speerspitze« (Very High Readiness 
Joint Task Force, VJTF), die Anpassung und 
Erweiterung des Stabes des Multinationalen 
Korps Nord-Ost in Szczecin (Polen) sowie 
die Weiterentwicklung der Nato Response 
Force (NRF) zur sogenannten Enhanced NRF. 
Der »Nato Readiness Action Plan« (RAP) be-
ruht dabei auf dem Nebeneinander von 
Rückversicherungsmaßnahmen (»Assurance 
Measures«), die die Bündnissolidarität deut-
lich machen, und Anpassungsmaßnahmen 
(»Adaptation Measures«) zur Reform der Al-
lianz. Schließlich kündigten die Staats- und 
Regierungschefs der Nato-Mitgliedstaaten 
perspektivisch eine Erhöhung der Verteidi-
gungshaushalte und der darin enthaltenen 
verteidigungsinvestiven Ausgaben an. 
Mit den Rückversicherungsmaßnahmen 
will die Allianz die Solidarität gegenüber 
den exponierten östlichen Mitgliedstaaten 
unterstreichen. Die auf lange Sicht weitaus 
bedeutenderen Anpassungsmaßnahmen 
sollen parallel die militärischen Führungs-
fähigkeiten der Nato stärken und somit 
deren institutionelle Reaktions- und Hand-
lungsfähigkeit erhöhen. 
Rückversicherungsmaßnahmen 
Was die Rückversicherungsmaßnahmen 
betrifft, lag der Fokus der öffentlichen Auf-
merksamkeit zunächst auf der Ausweitung 
und Intensivierung militärischer Übungen 
auf dem Gebiet der östlichen Mitgliedstaa-
ten und dem symbolreichen, zeitlich befris-
teten Einsatz militärischer Mittel. So flie-
gen AWACS-Flugzeuge des Bündnisses nun 




des Nato-Gebiets, und Marineeinheiten zei-
gen temporär in der Ostsee und im Schwar-
zen Meer Präsenz. Teil des Maßnahmen-
pakets war und ist auch die zeitlich be-
grenzte Aufstockung der Kampfflugzeuge 
zur Überwachung des Luftraums über den 
baltischen Staaten. Im September 2015 hat 
die Allianz die Zahl ihrer Kampfjets für das 
Nato Air Policing im Baltikum allerdings 
wieder reduziert. 
Zu diesen Beschlüssen und Aktionen der 
Nato treten noch bilaterale Vereinbarun-
gen. Denn den einzelnen Mitgliedstaaten 
ist es unbenommen, über die Maßnahmen 
der Allianz hinauszugehen, um so ihre noch 
festere Entschlossenheit zu verdeutlichen. 
Dementsprechend haben sich die USA für 
noch weiterreichende Schritte entschieden, 
die Bestandteil der im Juni 2014 von Präsi-
dent Barack Obama verkündeten European 
Reassurance Initiative (ERI) sind. Die für die 
ERI bereitgestellten Mittel haben es den 
USA erlaubt, eine kontinuierliche Präsenz 
von Einheiten auf Rotationsbasis vor allem 
in Polen und den baltischen Staaten auf-
rechtzuerhalten und die Zahl der bilatera-
len Übungen zu erhöhen. Große Aufmerk-
samkeit in den Medien erregte zum Beispiel 
im März 2015 die Marschübung »Dragoon 
Ride«, bei der Einheiten eines US-Kavallerie-
Regiments mit gepanzerten Gefechtsfahr-
zeugen durch die östlichen Mitgliedstaaten 
zogen. Darüber hinaus wurden unter ande-
rem Kampfflugzeuge auf Rotationsbasis in 
die Region verlegt. Gleichzeitig führte die 
US-Luftwaffe als Antwort auf eine Zunahme 
russischer Bomberflüge ihrerseits eine 
kleine Zahl strategischer Bomberflüge von 
Basen in Großbritannien aus durch. 
Teil der ERI war schließlich auch die Er-
kundung von Möglichkeiten der Voraus-
stationierung von Material. Insofern kam es 
nicht überraschend, dass US-Verteidigungs-
minister Ashton Carter während seiner 
Europareise im Juni 2015 die Vorausstatio-
nierung von rund 250 gepanzerten Fahr-
zeugen in Zentral- und Osteuropa ankün-
digte. Zum ersten Mal werden Teile dieser 
Ausrüstung auf den Territorien der »neuen« 
Nato-Mitgliedstaaten Estland, Lettland, 
Litauen, Polen, Rumänien und Bulgarien 
stationiert sein, andere Elemente auch in 
Deutschland. Insgesamt soll dieses Material 
des sogenannten European Activity Set (EAS) 
dazu dienen, einen brigadestarken gepan-
zerten Gefechtsverband von bis zu 5000 Sol-
daten sowohl für Übungen im Rahmen der 
rotierenden Präsenz als auch für den Ein-
satz in der Region auszustatten. 
Anpassungsmaßnahmen 
Der in den Medien weniger sichtbare, aber 
weit bedeutendere Teil der Beschlüsse von 
Wales richtet sich auf die Anpassung der 
Nato-Strukturen und -Instrumente. Ziel des 
Readiness Action Plan der Nato ist eine be-
trächtliche Verbesserung der Reaktions-
fähigkeit der schnellen Eingreiftruppe NRF. 
Ihr Umfang soll auf der Grundlage einer 
Entscheidung des Nato-Verteidigungsminis-
tertreffens vom Juni 2015 von 19000 Solda-
ten auf 40000 erhöht werden. Zusätzlich 
wird ab 2016 die VJTF als multinationale 
und streitkräftegemeinsame NRF-Einheit 
höchster Bereitschaft in Stärke von rund 
5000 Soldaten aufgestellt. Der Aufbau einer 
bis dahin einzusetzenden Interim-VJTF, die 
auch der teilweisen Erprobung des Kon-
zepts dienen soll, wurde unter Führung des 
Deutsch-Niederländischen Korps erfolgreich 
abgeschlossen. Diese »Speerspitze« soll in-
nerhalb weniger Tage verlegt werden kön-
nen, um rasch auf sicherheitspolitische 
Herausforderungen zu reagieren und damit 
die Abschreckungswirkung des Nato-Kräfte-
dispositivs zu erhöhen. Um dies zu gewähr-
leisten, gehört zum Readiness Action Plan 
auch die bereits begonnene Einrichtung 
von acht ständigen multinational besetzten 
Aufnahmestützpunkten (Nato Force Integra-
tion Units) in den baltischen Staaten sowie 
in Polen, Rumänien, Bulgarien, Ungarn 
und der Slowakei. Über die personelle Ver-
stärkung des Stabes des deutsch-dänisch-
polnischen Multinationalen Korps in Szcze-
cin (Polen) hinaus bemüht sich die Nato 
auch vor Ort kontinuierlich darum, Präsenz 
zu zeigen. Die Nato fand hierfür die Formel 




ence). Gemeint ist die durchgehende An-
wesenheit von Nato-Einheiten für gemein-
same Übungen und Ausbildung, jedoch auf 
rotierender Basis und nicht als geschlos-
sene Kampfeinheiten. 
Die beschriebenen Maßnahmen der Nato, 
aber auch einzelner Mitgliedstaaten verblei-
ben insgesamt diesseits eines endgültigen 
Bruchs der Nato-Russland-Grundakte von 
1997. Denn sie sehen davon ab, »substan-
tielle Kampftruppen dauerhaft« zu statio-
nieren. Diese verständliche Priorisierung 
einer politischen Zielsetzung führt auf mili-
tärischer Ebene zu erheblichen Problemen 
bei der Implementierung der Beschlüsse 
von Wales. 
Die Implementierung der 
Beschlüsse von Wales 
Die Nato setzte die in Wales beschlossenen 
Maßnahmen bereits 2014 sehr konsequent 
um. In der Wahrnehmung der Öffentlich-
keit liegt deren Schwerpunkt auf der er-
höhten Übungstätigkeit. Im Jahr 2014 führ-
te die Nato 162 Übungen durch, doppelt so 
viele wie ursprünglich geplant. Dazu kamen 
noch 40 national durchgeführte Übungen. 
Für 2015 sind rund 270 Übungen geplant, 
von denen etwa die Hälfte der Rückversiche-
rung der osteuropäischen Alliierten dienen 
sollte. 
Faktisch sind es jedoch die Anpassungen 
der Nato-Planung mit Blick auf eine Er-
höhung der Einsatzbereitschaft, die bei der 
Umsetzung der Entscheidungen von 2014 
im Fokus stehen, und die militärische Pla-
nung konzentriert sich auf die Aufstellung 
der in Wales beschlossenen »Speerspitze«. 
Dabei werden jedoch vermehrt die erheb-
lichen Herausforderungen sichtbar, die da-
mit verbunden sind, dass eine konsequente 
Vorausstationierung von Nato-Kräften bis-
her abgelehnt wird. 
Die Kernfunktion der VJTF ist letztlich 
die eines »mobilen Stolperdrahts« an den 
Bündnisgrenzen. Die »Speerspitze« bezieht 
ihre Bedeutung aus ihrer Eigenschaft als 
schnell verlegbare Garantin der Bündnis-
solidarität, die es Moskau erschweren soll, 
einen einzelnen östlichen Verbündeten an-
zugreifen, ohne andere Verbündete glei-
chermaßen zu treffen. Die Nato hat daher 
ambitionierte Pläne für die Verlegefähigkeit 
der Vorausverbände der VJTF. Sie sollen 
innerhalb von zwei bis fünf Tagen nach 
Alarmierung marschbereit sein. Die nach-
folgenden Hauptkräfte sollen hingegen 
nach fünf bis sieben Tagen verlegebereit 
sein. In Abwesenheit einer Vorausstationie-
rung erfordert dies für die VJTF jedoch 
wesentlich eine schnelle und gesicherte Ver-
legbarkeit. 
Bezüglich der schnellen Verlegbarkeit 
bauen sich politische und logistische Hür-
den auf. Politisch müssten die Nato-Staaten 
einer Aktivierung der VJTF zunächst zustim-
men, was alles andere als sicher ist. Unter 
diesen Vorzeichen ist die beschlossene vor-
sichtige Stärkung des Nato-Oberbefehls-
habers (SACEUR) ein wichtiger Schritt. Un-
verändert nötig erscheint jedoch ein Fähig-
keitsaufwuchs der Allianz, insbesondere in 
den Bereichen Nachrichtengewinnung und 
Aufklärung, Lagebeurteilung und Früh-
warnung. 
Aber auch nach einer Zustimmung des 
Nato-Rates zu einer Verlegung der VJTF und 
einer frühzeitigen Aktivierung durch den 
SACEUR stieße die Allianz schnell an die 
Grenze der Verfügbarkeit des für jedwede 
Reaktion notwendigen Großgeräts und der 
Verlegekapazitäten. In jedem Fall wäre sie 
elementar von der Unterstützung der USA 
abhängig. So sprach der zuständige Befehls-
haber des Allied Joint Force Command 
Brunssum, General Hans-Lothar Domröse, 
von einer erheblichen Abhängigkeit von 
amerikanischem Lufttransport. Für die Ver-
legung der VJTF seien, so Domröse in einem 
öffentlichen Vortrag, 450 Flüge mit strategi-
schen Transportflugzeugen des Typs C-17 
erforderlich. Für Transporte auf dem Land-
weg fehlen zudem für Westeuropa die im 
Kalten Krieg noch selbstverständlichen 
infrastrukturellen, gesetzlichen und plane-
rischen Voraussetzungen. 
Diese Herausforderung wird sich für die 
Allianz bezogen auf Planungen für die Ver-




verschärfen, wenn einer der südeuropäi-
schen Nato-Partner die Führung der VJTF 
innehat und die Entfernungen entspre-
chend steigen. Grundsätzlich ist gegenüber 
den ambitionierten Plänen der Nato somit 
Skepsis angebracht: So wurde der jetzige 
Vorsitzende des Militärkomitees der Nato, 
der tschechische General Petr Pavel, im Mai 
2015 in den Medien seines Landes mit der 
Aussage zitiert, dass Russland fähig sei, die 
baltischen Staaten innerhalb von zwei 
Tagen zu besetzen, während deren die Nato 
nicht in der Lage wäre, auf die Situation zu 
reagieren. 
Ebenso bedeutend – und bisher öffent-
lich nur unzureichend diskutiert – ist die 
Frage, ob die Verlegefähigkeit auch gesichert 
wäre, ob die Nato also in der Lage wäre, die 
VJTF in unsichere Regionen zu verlegen, 
wenn die russische Führung dies verhin-
dern wollte. Das gilt insbesondere für das 
Baltikum. Nach Angaben der US Army 
Europe würden es moderne Anti-Schiffs-
raketen vom Typ SSC-5 und Luftabwehr-
systeme vom Typ SA-21 den russischen 
Streitkräften ermöglichen, aus dem rus-
sischen Kaliningrad heraus bis weit auf das 
baltische Meer sowie in den Luftraum des 
Nato-Mitgliedstaats Polen hinein zu wirken. 
Daher muss angenommen werden, dass 
Russland durchaus imstande wäre, ins-
besondere die Luft- und Seewege in die 
baltischen Staaten effektiv zu gefährden, 
wenn es dies wollte. Ob die Nato fähig und 
willens wäre, gegenüber einer russischen 
Strategie des Anti-Access/Area Denial 
(A2/AD) eine Verlegung der VJTF zu erzwin-
gen, ist mehr als fraglich, zumal eine wei-
tere Eskalation in diesem Fall wahrschein-
lich wäre. Unbeantwortet bleibt bei dieser 
Einschätzung allerdings die Frage, ob Russ-
land an einer solchen Eskalation mit Rück-
wirkungen auf die strategische Ebene ein 
wirklich ernsthaftes Interesse hätte. 
Diese Betrachtungen zeigen zugleich 
auch die Grenzen des potentiellen Nutzens 
der NRF auf. Diese soll mit bis zu 40000 Sol-
daten ein durchsetzungsfähiges Instrument 
in der Stärke eines Korps darstellen. Anders 
als bei der VJTF, die primär durch ihre sym-
bolische Funktion als »Stolperdraht« Wir-
kung entfaltet, käme es bei der NRF als 
»zweiter Welle« zuvorderst auf deren Kampf-
kraft an. Auch hier steht die Nato vor einer 
großen Herausforderung. Gefechtsverbände 
in Korpsstärke sind entweder operativ irrele-
vant geworden oder sie wurden aufgelöst, 
und die personelle Aufstockung eines Haupt-
quartiers allein führt nicht automatisch zu 
einer höheren Einsatzbereitschaft des ge-
samten Korps. Es stellen sich wichtige Fra-
gen zu den ständig unterstellten Kampf-
verbänden, den ständigen Korpstruppen 
(also den direkt dem Korps angegliederten 
integralen Unterstützungsverbänden) sowie 
zu der räumlichen Dislozierung und Be-
übung der betroffenen Einheiten. Mittelfris-
tig ist zudem ungewiss, ob selbst eine Ein-
greiftruppe in Korpsstärke, noch dazu mit 
einer zweifelhaften Einsatzbereitschaft, aus-
reichend dimensioniert ist. Russische Übun-
gen in Grenznähe umfassten nach amerika-
nischen Angaben bis zu 150000 Soldaten. 
Allerdings sind diese Zahlen mit Zurück-
haltung zu betrachten. Glaubwürdige Be-
richte über die Mühen der russischen 
Armee, selbst vergleichsweise kleine Ver-
bände in der Ukraine personell und mate-
riell zu alimentieren, relativieren das Bild 
der russischen Fähigkeiten. Auszuschließen 
ist jedoch nicht, dass die Nato hier mittel-
fristig erheblich nachsteuern müsste. 
Schließlich ist der Plan, die Mitgliedstaa-
ten als Truppensteller der VJTF und der NRF 
jährlich rotieren zu lassen, gepaart mit der 
aufwendigen Vorauslagerung von Material 
vor Ort, langfristig hochproblematisch. Die 
jährlich wechselnde Zusammenstellung der 
VJTF wird dazu führen, dass die Nato in 
Zukunft für identische Einsatzräume eine 
jährliche Rotation unterschiedlicher Ver-
bände verschiedener Nato-Nationen mit 
dann zwangsläufig ebenfalls unterschied-
lichen Ausrüstungs- und Ausstattungsstän-
den organisieren muss. Diese Anforderung 
wird auf Dauer nur schwer durchzuhalten 
sein und zudem durch den Ausbildungs-
aufwand und die Verlegefähigkeit, die bei 





Ein Jahr nach den Beschlüssen von Wales 
wird trotz aller Bemühungen der Nato deut-
lich, dass die Kompromisse, die dem insti-
tutionellen und strategischen Wandel der 
Allianz zugrunde liegen – die vorläufige Ab-
sage an eine Vorneverteidigung, die Rota-
tion der truppenstellenden Staaten, der Ver-
zicht auf dauerhaft dem Multinationalen 
Korps unterstellte Einheiten – in der Praxis 
zu erheblichen Schwierigkeiten führen 
können. Eine glaubhafte Abschreckung 
Moskaus und Rückversicherung der öst-
lichen Mitgliedstaaten in beiden beschrie-
ben Bedrohungsszenarien – Subversion und 
Handstreich – ist somit letztlich nicht her-
zustellen. 
Vor Warschau – drei zentrale Fragen 
Die Nato steht somit auf dem Weg nach 
Warschau mit Blick auf Russland vor drei 
zentralen Entscheidungen. Erstens wird sie 
die Frage beantworten müssen, ob die Ver-
schlechterung der Beziehungen zu Russ-
land von Dauer sein wird – und ob, sollte 
sie dies bejahen, eine »Abschreckung aus 
der Ferne«, wie sie die VJTF und die NRF 
nach dem gegenwärtigen Konzept darstel-
len, ausreichend sein wird. Zweitens wird 
sie – im Rahmen einer sehr sorgfältigen 
Güterabwägung – auch die nukleare Dimen-
sion berücksichtigen müssen, die momen-
tan im Zuge des Bemühens um Entspan-
nung öffentlich noch weitgehend außer 
Acht gelassen wird. Drittens wird sich die 
Allianz angesichts begrenzter nationaler 
Verteidigungshaushalte und mangelnder 
militärischer Fähigkeiten der effektiven 
Einsatzbereitschaft der mitgliedstaatlichen 
Armeen zuwenden müssen. Alle diese 
Themen liegen außerhalb des Konsenses 
von Wales und sind geeignet, die Solidari-
tät innerhalb der Nato zu belasten. 
Zunächst zeichnet sich schon heute ab, 
dass die Allianz in Warschau erneut mit 
eindeutigen Forderungen von Seiten der 
gastgebenden Polen und der baltischen 
Staaten konfrontiert werden wird, glaub-
würdige Zeichen der Bündnissolidarität zu 
setzen. So wie die Bundesrepublik während 
des Kalten Krieges auf der Präsenz von 
Kampfeinheiten der Nato-Partner auf ihrem 
Territorium beharrte, so wollen diese Staa-
ten die Beistandsgarantie des Artikels 5 des 
Nato-Vertrags auch in Form von dauerhaft 
stationierten Nato-Verbänden materialisiert 
sehen. 
Damit stellt sich auch in Zukunft die be-
kannte Frage, wie das Konzept einer »Vorne-
verteidigung«, sollte sich die Allianz zu 
einer solchen Strategie entschließen, aus-
gestaltet werden könnte, damit mit einem 
minimalen Eskalationsrisiko das gewünsch-
te Ziel der Abschreckung erreicht werden 
kann. Im Kern würde man sich damit wie-
der der Funktionslogik der altbekannten 
alliierten »Schichttorte« annähern – also 
der gestaffelten Präsenz von deutschen und 
alliierten Korps, wie sie an der innerdeut-
schen Grenze bestand – als Garantie für 
alliierte Solidarität und Rückversicherung 
vor einem Überraschungsangriff »aus dem 
Stand«. Natürlich ist ein solches Konzept 
nicht auf die gesamte östliche Grenze der 
Allianz übertragbar. Aber mit Blick auf das 
Baltikum ist eine dauerhafte Anwesenheit 
von multinationalen Gefechtsverbänden 
durchaus möglich. Diese müssten kampf-
kräftig genug sein, um im unwahrschein-
lichen Fall eines Angriffs diesen so lange zu 
verzögern, bis alliierte Folgekräfte ein-
treffen. Zugleich müssten sie multinational 
sein, um eine ausreichende Reaktion des 
Bündnisses sicherzustellen.  
Diese beiden Faktoren, Multinationalität 
und Kampfkraft, werden sich dauerhaft 
wohl nur miteinander vereinbaren lassen, 
wenn das Rotationsprinzip aufgegeben und 
stattdessen multinationale Operations-
räume designiert werden. Dies, verbunden 
mit der bedenklichen Verwundbarkeit der 
Allianz in puncto Truppenverlegung, würde 
wohl ebenfalls bedeuten, dass Kräfte der 
NRF so konzipiert und disloziert werden, 
dass eine Verstärkung der Präsenztruppen 
zumindest glaubhaft möglich ist und deren 
Abschreckungswert somit gewahrt bleibt. 
Auch wenn es langfristig also nicht reali-
sierbar ist, glaubhafte Abschreckung auf 




aufzubauen, muss die Nato ein Interesse 
daran haben, diesen Bruch so »minimal-
invasiv« wie möglich zu gestalten, mithin 
deutlich zu signalisieren, dass sie keine 
offensiven Absichten gegen Russland hegt. 
Trotz erheblicher Hürden wäre dies nicht 
schlechthin unmöglich. Elemente einer 
solchen vereinbarten »strukturellen opera-
tiven Nichtangriffsfähigkeit« könnten ein 
möglichst geringer Mechanisierungsgrad, 
eine für offensive Operationen nicht aus-
reichende logistische Basis oder auch eine 
offensichtlich defensive Gestaltung von 
Übungsszenarien sein. Zudem sollte die 
Nato überlegen, wie bewährte Mechanis-
men der Rüstungskontrolle, insbesondere 
im Bereich vertrauensbildender Maßnah-
men, im Rahmen der OSZE wieder revitali-
siert werden könnten, um die Gefahr von 
unliebsamen Überraschungen zu vermin-
dern – zum Beispiel durch eine Anwesen-
heit russischer Beobachter. Ähnliche Kon-
zepte wurden bereits während des Kalten 
Krieges intensiv diskutiert. Langfristig 
könnten diese und vergleichbare Maßnah-
men auch unter den Vorzeichen der Vorne-
verteidigung die Grundlage einer realisti-
schen Verbindung von Entspannung und 
Abschreckung sein. 
Sollte in Warschau kein Konsens über 
eine dauerhafte Präsenz im Baltikum er-
zielt werden, so könnte ein Kompromiss 
darin bestehen, eine hinreichend funktions-
fähige Infrastruktur zur umfassenden Vor-
ausstationierung von Material zu errichten. 
Dies wäre prinzipiell ein gangbarer Weg, 
würde er doch die logistischen Herausfor-
derungen, die sich der Nato stellen, signi-
fikant reduzieren und die Reaktionsfähig-
keit verbessern. Ob das Konzept der Voraus-
stationierung von Material ohne eine beglei-
tende und dauerhafte Präsenz von multi-
nationalen Gefechtsverbänden letztlich 
eine ausreichende Abschreckungs- und 
Rückversicherungswirkung entfalten kann, 
bliebe abzuwarten. Ohne eine grundlegen-
de Entspannung des Verhältnisses zu Mos-
kau dürfte ein solches Vorgehen zwar kurz-
fristig möglich, mittelfristig jedoch nur 
schwer durchhaltbar sein. 
Des Weiteren wird man in Warschau bei 
keiner Überlegung, wie eine glaubhafte 
Rückversicherung der Partnerstaaten zu 
gestalten wäre, die Interaktion von konven-
tioneller und nuklearer Planung übersehen 
können. Bisher vermeiden es die Nato-Mit-
gliedstaaten, diesen Kontext offen anzuspre-
chen. Auch wenn derzeit Unklarheit über 
den tatsächlichen Stand der russischen 
Nukleardoktrin herrscht, sind die russischen 
Kernwaffen mit Blick auf die Politik der Al-
lianz heute wohl auf zwei Ebenen poten-
tiell relevant: Zum einen als abstrakter Be-
drohungshintergrund und Zeichen staat-
licher Macht, die eingesetzt werden kann, 
um Nato-Mitgliedstaaten politisch zu beein-
flussen; zum anderen als Abschreckung 
auch konventioneller Folgeoperationen der 
Nato nach einer schnellen Einnahme des 
Baltikums durch Russland. Darüber hinaus 
gewinnen die eigenen Nuklearwaffen für 
Moskau wahrscheinlich eher defensiv an 
Wert, als Ausgleich für eine in der Breite 
noch immer bestehende Position der quali-
tativen Schwäche gegenüber den Nato-
Armeen. 
Eine reine Fokussierung auf die konven-
tionelle Rückversicherung der Alliierten 
ließe im Endeffekt die der Nato wohl-
bekannte Interdependenz von konventio-
neller und nuklearer Planung außer Acht. 
Die Allianz hat jedoch aus zwei Gründen 
kein Interesse an einer öffentlichen Diskus-
sion über dieses Thema: Erstens gibt es in-
nerhalb des Bündnisses divergierende Posi-
tionen zur Relevanz und doktrinären Rolle 
von Nuklearwaffen. Und zweitens könnte 
ab einem gewissen Punkt sogar die Aufrecht-
erhaltung des 1987 unterzeichneten Ver-
trags über die Stationierung nuklearer Trä-
gersysteme mittlerer Reichweite in Europa 
(INF-Vertrag) in Gefahr sein – und damit ein 
Eckpfeiler der nuklearen Stabilität in Euro-
pa. Die Nato ist also aus guten Gründen 
sehr vorsichtig. Sie will den politischen 
Konsens von Wales nicht durch strittige 
Auseinandersetzungen gefährden und Ab-
rüstungsbemühungen im nuklearen Be-
reich sowie Maßnahmen zur Verhinderung 




Doch auf nachgeordneter Ebene der Allianz 
scheint eine intensive Debatte im Gang zu 
sein, die vor Warschau an die Oberfläche 
dringen könnte. 
Im Endeffekt ist eine erhöhte Einsatz-
bereitschaft der Nato lediglich eine Funk-
tion der Einsatzbereitschaft nationaler 
Streitkräfte – und dies führt zu Fragen, die 
weit über die NRF und VJTF hinausgehen: 
So wird diskutiert werden müssen, ob nach 
Jahrzehnten der kontinuierlichen Verklei-
nerung der nationalen Armeen, auch und 
gerade der US-Armee in Europa, und der 
damit oftmals einhergehenden Verluste bei 
der Verfügbarkeit konventioneller Fähig-
keiten eine Trendwende notwendig ist. Der 
2012 auf dem Nato-Gipfel von Chicago 
unter den Vorzeichen der Finanzkrise 
beschlossene Kooperationsrahmen von 
»Smart Defence« und vergleichbarer Initia-
tiven allein wird diesen qualitativen Verlust 
nicht kompensieren können. 
Eine dauerhaft glaubwürde Sicherheits-
garantie der Nato für all ihre Mitgliedstaa-
ten wird nicht ohne eine qualitative Verbes-
serung der nationalen Armeen zu erreichen 
bzw. aufrechtzuerhalten sein. Solche Ver-
besserungen sollten generell zunächst in 
den bestehenden Strukturen angestrebt 
werden. Beschlüsse im Bundesverteidi-
gungsministerium, mittelfristig die Zahl 
der Kampfpanzer zu erhöhen und auf eine 
Vollausstattung der Heeresverbände hin-
zuwirken, weisen in diese Richtung. Auch 
wenn die qualitative Verbesserung zu Recht 
im Vordergrund steht, wird zudem in be-
stimmten Bereichen auch über eine quanti-
tative Erhöhung nachzudenken sein. 
Dies wird nicht kostenlos zu haben sein. 
In Wales einigten sich die Staats- und Regie-
rungschefs auf die unverbindliche Zusage, 
den Abbau der Verteidigungsbudgets zu 
stoppen und im Gegenteil am Ende der 
nächsten Dekade mindestens zwei Prozent 
des jeweiligen Bruttoinlandsprodukts für 
Verteidigung auszugeben. Ob dieses Ziel 
erreicht wird, bleibt abzuwarten. Sollten 
die Mitgliedstaaten sich nicht zu substan-
tiellen Schritten entschließen können, 
dürften eine wirkliche Stärkung ihrer mili-
tärischen Fähigkeiten und letztlich auch 
eine glaubhafte Abschreckung kaum zu 
erzielen sein. Zudem würden sie sich bald 
wohl erneut einer »burden sharing«-Debatte 
mit den USA gegenübersehen. Und ohne 
deren militärische Fähigkeiten, insbeson-
dere ohne die kritischen Unterstützungs-
kräfte (force enabler), wären die übrigen 
Nato-Streitkräfte letztlich in jedem Szena-
rio nur sehr beschränkt einsatzbereit. 
Blick nach Süden 
Ein konstruktiver Dialog mit der russischen 
Regierung auf der Grundlage eines Neben-
einanders von Entspannung und Abschre-
ckung scheint möglich und prinzipiell sinn-
voll. Um die dazu notwendige glaubhafte 
militärische Rückversicherung der östlichen 
Bündnispartner langfristig sicherzustellen, 
sind jedoch wichtige Fragen zu diskutieren, 
deren Beantwortung sicher nicht mehr vom 
Konsens von Wales getragen sein würde. 
Nicht alle diese Fragen werden in Warschau 
auch entschieden werden; aber an keiner 
von ihnen kommt die Allianz dauerhaft 
vorbei, sofern sich das Verhältnis zu Russ-
land nicht grundlegend verbessert. 
Und auch wenn sich die vorliegende Ana-
lyse bewusst auf die Maßnahmen gegen-
über Moskau beschränkt hat, zielt zumin-
dest die Frage der grundsätzlichen Einsatz-
bereitschaft der nationalen Armeen über 
das Erfordernis einer hinreichenden Ab-
schreckung gegenüber Russland hinaus. Sie 
stellt sich auch mit Blick auf die unruhige 
Südflanke der Allianz in Mittelost und Nord-
afrika. Sollte die Politik im Falle einer wei-
teren Destabilisierung der Nato-Peripherie 
zu dem Schluss kommen, hier umfassend 
und langfristig militärisch intervenieren 
zu wollen, dann wäre dies ohne eine lang-
fristige Erhöhung der militärischen Ein-
satzbereitschaft in der Breite wohl nicht 
realisierbar. Der Gipfel von Warschau 
könnte hier wichtige Akzente setzen.  
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